Satzung zur Anderung der
Friedhofssatzung
der Ortsgemeinde Sessenhausen
vom 08.03.2010

Der Gemeinderat hat auf Grund des § 24 Gemeindeordnung fir Rheinland-Pfalz
(GemO) sowie der §§ 2, Abs. 3, 5 Abs. 2 und 6 Abs. 1 Satz 1 des Bestattungsgesetzes
(BestG) die folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Anderungen

Die Friedhofssatzung der Ortsgemeinde Sessenhausen vom 30.05.1991, in der jetzt
glltigen Fassung, wird wie folgt geandert:

§ 5 Absatz 3 Buchstabe d erhalt folgende Fassung:
GewerbsmaBig zu fotografieren, es sei denn,
aa) ein entsprechender Auftrag eines Nutzungsberechtigten liegt vor oder
bb) die Friedhofsverwaltung hat zugestimmt. Fir das Verwaltungsverfahren gilt
§ 6 Abs. 1 Satz 2 und 3 entsprechend.

§ 6 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

Bildhauer, Steinmetze, Gartner und sonstige mit der Gestaltung und Instandhaltung
von Grabstéatten befasste Gewerbetreibende bedirfen fir Tatigkeiten auf dem
Friedhof, vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelungen, der vorherigen
Zulassung durch die Friedhofsverwaltung, die gleichzeitig den Umfang der Tatigkeiten
festlegt.

Auf das Verwaltungsverfahren finden die Bestimmungen (iber die Genehmigungs-
fiktion nach § 42a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) mit der MaBgabe
Anwendung, dass die Frist nach § 42a Abs. 2 Satz 1 VwV{G vier Wochen betragt.
Das Verfahren kann (iber einen einheitlichen Ansprechpartner im Sinne des § 1 Abs. 1
des Landesgesetzes Uber die einheitlichen Ansprechpartner in Verwaltungs-
angelegenheiten vom 27.10.2009, GVBI. S. 355 abgewickelt werden.

§2
Inkraftireten
Die Satzung zur Anderung der Friedhofssatzung tritt am Tage nach der

Bekanntmachung in Kraft.

56244 Sessenhausen, den 08.03.2010

%;‘A/—’A_,_/

Werner Eiser
Ortsblirgermeister




Artikelsatzung
L

Satzung
zur Anpassung von Satzungen der Ortsgemeinde Sessenhausen an den Euro

vom 04. 42 2001

Der Gemeinderat hat aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) flr
Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBI. S. 153) die folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

Artikel |

Anderung der Friedhofssatzung der Ortsgemeinde Sessenhausen
vom 04. £, 2001

Aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung fiir Rheinland-Pfalz sowie der §§ 2 Abs.3,
5 Abs. 2 und 6 Abs. 1 Satz 1 des Bestattungsgesetzes (BestG) vom 4. Marz 1983
(GVBI. S 65) und der §§ 2,7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20.
Juni 1985 (GVBI. 8. 175), alle in der jetzt giiltigen Fassung, wird folgende Satzung
beschlossen, die hiermit bekanntgemacht wird:

Die Friedhofssatzung der Ortsgemeinde Sessenhausen, zuletzt geandert 27.
September 1996, wird geéndert und die DM-Betrége in § 29 Abs.2 und § 31
durch EURQO-Betrage ersetzt:

1. In § 29 Abs. 2 wird die Angabe (Geldbule) ,2.000,--DM* durch die Angabe
,1.000,--EUR" ersetzt.

2. .§ 31 Geblhren
A. Geblihren flir Grabstellen
Doppelgrab .500,-- DM* / ,250,-- EUR"
Reihen-Einzelgrab ,300,-- DM“ / ,150,-- EUR®
Dreiergrab ,800,-- DM* / ,400,-- EUR"

B. _Urnengrabstatten

e, le
Bestattung in bereits vorhanh%zr‘we g?;‘gstétte ,100,-- DM* / , 50,-- EUR"
Reihen- Einzeigrab ,300,—- DM* / ,150,-- EUR"

Fur Kinder bis zur Vollendung des 5. Lebensjahres werden keine Gebiihren
erhoben.”



Artikel 1]

Anderung der Satzung der Ortsgemeinde Sessenhausen iiber die Erhebung
von
Gebiihren fiir die Benutzung der Friedhofshalle
vom 03, A2, 2001

Aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung fiir Rheinland-Pfalz sowie der §§ 2,7
und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20. Juni 1995 (GVBI. S. 175),
alle in der jetzt glltigen Fassung, wird folgende Satzung beschlossen, die hiermit
bekanntgemacht wird.

Die Satzung (Gebiihrenordnung) tiber die Benutzung der Freidhofshalle der Ortsge-
meinde Sessenhausen, zuletzt geandert 31.07.1990, wird gedndert und der DM-
Betrag in § 2 durch EURO-Betrag ersetzt:

»§2

» Die Gebiihren fiir die Benutzung der Sargkammern und des Aufbahrungsrau-
mes betragen :

a) Sargkammern/ Aufbahrungsraum .100,-DM* / ,50,-- EUR"

b) Reinigung der Friedhofshalle . 30,~-DM* / ,15,~- EUR®

c) Nutzung der Lautsprecheranlage . 30,-- DM* / ,15,-- EUR". ,
Artikel 11l

Anderung der Satzung der Ortsgemeinde S ylruseﬁ iiber die
Reinigung offentlicher Stral




Artikel IV

Anderung der Satzung tiber die Benutzung der gemeindlichen
Feld- und Waldwege
vom 08. AX. 2001

Aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung fur Rheintand-Pfalz , in der jetzt giltigen
Fassung, wird folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekanntgemacht wird:

Die Satzung der Ortsgemeinde Sessenhausen uber die Benutzung der
gemeindlichen Feld- und Waldwege vom 18. Mai 1977 wird wie folgt geéandert:

In § 9 Abs.2 -Ordnungswidrigkeit- wird die Angabe ,1.000,-- DM* durch die Angabe
,000,-- EUQ" ersetzt.

Artikel V
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt mit dem 01.01.2002 in Kraft.
I

Es wird gemal § 24 Abs. 6 GemO darauf hingewiesen, dass Satzungen, die unter
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund
dieses Gesetzes zustande gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntmachung als
von Anfang an als glltig zustande gekommen sind gelten.

Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen uber die Offentlichkeit der Sitzung, die
Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung
der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehérde den Be-
schlufd beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorschriften gegeniiber der Gemeindeverwaltung unter Bezeich-
nung des Sachverhalts, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich
geitend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Sessenhausen, 9. #Z. 2001 Der Orisbirgermeister




SATZUNG
der Ortsgemeinde Sessenhausen

zur Anderung der Friedhofssatzung der Ortsgem31nde Sessen -
hausen vom 30. Mai 1991. ¥

Der Gemeil ' : feindeordnung fiir

Rheinland-Hkal: ' sowie der §§
2 Abs. : . Wtattungsgesetzes
(BestG) voil} i ) - B 1 | 45 2 und 7 des

Kommunalabo A B & ECH 8 vdh B8 ® (GVBl. S. 175),
alle in dex§®j ' Y BN Wb ! Si-zung beschlos-

e G
Artikel 1

§ 31 erhdlt folgende Fassung:

" § 31 Gebiihren

A. Gebiihren fFiir Grabstellen fiir ortsansissige Biirger und
fiir nicht Ortsansidssige

Doppelgrab 500,-—- DM
Reihen~Einzelgrab 300,-- DM
Dreiergrab 800,—— DM

B. Urnengrabstdtten

Bestattung in bereits vorhandene Grabstdtte 100,-- DM
Reihen- Einzelgrab 300,-—- DM.

Flir Kinder bis zur Vollendung des 5. Lebensjahres werden
keine Gebithren erhoben."”

Artikel 2

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer &ffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft.

Sessenhausen, den 2/4\‘9:1996 Ortsgemeinde Sessenhausen

)

neister



Michael Müller
New Stamp_1
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Die Ortsgemeinde Sessenhausen hat aufgrund des § 24 der
Gemeindeordnung fiir Rheinland-Pfalz (GemQ) vom 14. De-
zember 1973 (GVBl. S. 419), sowie der §§ 2 Abs. 3, 5 Abs.
2 und 6 Abs. 1 Satz 1 des Bestattungsgesetzes (BestG) vom
4. Mdrz 1983 (GVBl. s. 69, §§ 16, 18 Abs. 3, 32 und 33
Abs. 1 des Xommunalabgabengesetzes (KAG), der gemdB den

§§ 12, 13 Zweckverbandsgesetz (ZwVG) wvom 22.12.1982 (GVBL.
S. 476), alle in der jeweils geltenden Fassung, verein-
barten Zweckvereinbarung vom 20.12.1985 mit Zustimmung
der Ortsgemeinde Kriimmel die folgende Satzung beschlossen,
die hiermit bekanntgemacht wird:

1. Allgemeine Vorschriften

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Satzung gilt fiir den im Gebiet der Ortsgemeinde
Sessenhausen gelegenen und vor ihr verwalteten Friedhof.

(2) Die Satzung wird filir die Gebiete der Ortsgemeinden Sessen-—
hausen und Krilimmel erlassen.

§ 2
Friedhofszweck

(1) Der Friedhof ist eine nicht rechtsfihige Anstalt (Sffent-
liche Einrichtung) der Ortsgemeinde.

(2) Er dient der Bestattung derjenigen Personen, die

a) bei ihrem Tode Einwohner der Ortsgemeinden Sessenhausen
oder Kriimmel waren,

b) ein besonderes Recht auf Bestattung inkiner bestimmten Grab-
stdtte haben oder

¢) ohne Einwohner zu sein, nach § 2 Abs. 2 Sdtze 2 und 3 BestG
zu bestatten sind.

(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zu-
stimmung der Friedhofsverwaltung.

§ 3
Schliefung und Aufhebung

(1) Der Friedhof oder Teile des Friedhofs k®nnen ganz oder teil-
weise flir weitere Bestattungen oder Beisetzungen gesperrt
{(SchlieBung) oder anderen Zwecken gewidmet werden (Aufhebung).

- vgl. § 7 BestG -
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(2) Durch die SchlieBung wird die Mdglichkeit weiterer Be-
stattungen und Beisetzungen ausgeschlossen. Soweit durch
die SchlieBung das Recht auf weitere Bestattungen odeir Bei-
setzungen in Wahl- und Urnenwahlgrabstdtten {(Sonderccédber)
erlischt, wird dem Nutzungsberechtigten fiir die restliche
Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren Bestatturugs~ oder
Beisetzungsfalles auf Antrag eine andere Wahl- bzw. Urnen-
grabstdtte zur Verfiigung gestellt. AuBerdem kann er die
Umbettung verlangen, soweit die Nutzungszeit noch nicht ab-
gelaufen ist.

(3) Durch die Aufhebung geht die Eigenschaft des Friedhofes
als Ruhestédtte der Toten verloren. Die in Reihen- oder Urnen-
reihengrabstdtten Bestatteten werden, falls die Ruhezeit
noch nicht abgelaufen ist, die in Wahl- oder Urnengrab-
stdtten, falls die Nutzungszeit nochnicht abgelaufen ist,

auf Kosten der Ortsgemeinde in andere Grabstdtten umgebettet.

{(4) Schliefilung oder Aufhebung werden &ffentlich bekanntge-
macht. Der Nutzungsberechtigte einer Wahl- oder Urnenwahl-
grabstdtte erhdlt auBerdem einen schriftlichen Bescheid,
wenn sein Aufenthalt bekannt oder liber das Einwohnermelde-
amt zu ermitteln ist.

(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher dffentlich
bekanntgemacht. Gleichzeitig werden sie bei Wahl- oder Urnen-—
wahlgrabstdtten den Nutzungsberechtigten, bei Reihen- oder
Urnenreihengrabstdtten - soweit mdglich - einem Angeh&rigen
des Verstorbenen mitgeteilt.

(6) Ersatzgrabstdtten werden von der Ortsgemeinde auf ihre
Kosten entsprechend den Grabstdtten auf dem aufgehobenen
bzw. geschlossenen Friedhof oder dem Friedhofsteil herge-
richtet. Die Ersatzwahlgrabstdtten werden Gegenstand des
Nutzungsrechts.

2., Ordnungsvorschriften

§ 4
Offnungszeiten

(1) Die Offnungszeiten werden an den Eingdngen durch Aushang
bekanntgegeben. Zu anderen Zeiten darf der Friedhof nur mit
Erlaubnis der Friedhofsverwaltung betreten werden.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem AnlaB das Be-
treten eines Friedhofes oder einzelner Friedhofsteile voriiber-
gehend untersagen.
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§ 5
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Die Besucher haben sich auf dem Friedhof der Wiirde des
Ortes entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen des Fried-
hofspersonals sind zu befolgen.

(2) Kinder unter 12 Jahren diirfen den Friedhof nur in Be-
gleitung Erwachsener betreten.

(3) Auf dem Friedhofe ist insbesondere nicht gestattet

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, ausgenommen
sind Kinderwagen und Rollstiihle sowie Handwagen zur Be-
f8rderung von Material zur Grabherrichtung, leichte Fahr-
zeuge von zugelassenen Gewerbetreibenden und Fahrzeuge
der Friedhofsverwaltung,

b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dlenste anzubieten,

¢) an Sonn- und Feiertagen und in der Ndhe einer Bestattung,
Beisetzung oder Gedenkfeier st¥rende Arbeiten auszufihren,

d) ohne Auftrag eines Nutzungsberechtigten bzw. ohne Zustimmung

der Friedhofsverwaltung gewerbsméBig zu fotografieren,
e) Druckschriften zu vertellen,

f) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grab-
stdtten zu verunreinigen oder zu beschiddigen,

g) Abraum auBerhalb der dafiir bestimmten Stellen abzuladen,
h) Tiere -~ ausgenommen Blindenhunde - mitzubringen,

i) zu spielen, zu l3rmen und Musikwiedergabegerdte zu be-
treiben.

Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie
mit dem Zweck des Friedhofes und der Ordnung auf ihm verein-
bar sind.

(4) Feiern und andere nicht mit einer Bestattung/Beisetzung
zusammenhidngende Veranstaltungen bediirfen der Zustimmung der
Friedhofsverwaltung; sie sind spdtestens vier Tage vorher an-
zumelden.

§ 6
Ausfiihren gewerblicher Arbeiten

(1) Bildhauer, Steinmetze, Girtner und sonstige mit der Ge-
staltung und Instandhaltung von Grabstdtten befaBte Gewerbe-
treibende bediirfen filir Tdtigkeiten auf dem Friedhof der vor-
herigen Zulassung durch die Friedhofsverwaltung, die gleich-
zeitig den Umfang der T&tigkeiten festlegt.

(2) Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die in
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fachlicher, betrieblicher und persdnlicher Hinsicht zuver-
l4ssig sind, was im Regelfall durch die Eintragung in die
Handwerksrolle nachgewiesen wird. Die Zulassung kann be-
fristet werden.

(3) Die Zulassung kann zuriickgenommen werden, wenn die
Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht mehr vorliegen und
die Gewerbetreibenden trotz zweimaliger schriftlicher
Mahnung gegen die Bestimmungen der Friedhofssatzung ver-
stofien.

3. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§ 7
Allgemeines, Anzeigepflicht, Bestattungszeit

(1) Jede Bestattung ist unverzliglich nach Eintritt des Todes
bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. Fiir die Beisetzung
von Aschen gilt § 15 Abs. 6.

(2} Wird eine Bestattung oder Beisetzung in einer vorher
erworbenen Wahlgrabstdtte/Urnenwahlgrabstédtte beantragt,
ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen.

(3) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung
im Benehmen mit den Angehdrigen und der zustdndigen Religions-
gemeinschaft fest.

{4) Aschen miissen spétestens 2 Monate nach der Eindscherung
beigesetzt werden, andernfalls werden sie auf Kosten des
Bestattungspflichtigen (Verantwortlichen gem. § 9 BestG) in
einer Urnenreihengrabstidtte beigesetzt.

(5) In jedem Sarg darf nur eine Leiche bestattet werden. Es
ist jedoch gestattet, ein Elternteil mit Seinem nicht liber

1 Jahr alten Kind in einem Sarg zu bestatten. Mit Zustimmung
der Friedhofsverwaltung kdnnen auch Geschwister im Alter bis
zu 1 Jahr in einem Sarg bestattet werden.

§ 8B
Sdrge

(1) Die S&rge miissen festgefligt und so abgedichtet sein, dab
jedes Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Sie
dlirfen nicht schwer verrottbar sein, soweit nichts anderes aus-
driicklich vorgeschrieben ist.
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Ll) Die Sirge sollen hdchstens 2,05 m lang,'O 65 m hoch und im
MittelmaB 0,65 m breit sein, Klndergraber sollen h&chstens
‘1,15 m lang, 0,65 m hoch und im MittelmaB 0,55 m breit sein.

Sind in Ausnahmefillen
gré8ere Sirge erforderlich, ist die Zustimmung der Fried-
hofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen.

§ 9
Grabherstellung

(1) Die Griber werden von dem Friedhofspersonal bzw. den Be-
auftragten der Friedhofsverwaltung ausgehoben und wieder ver-
fillt.

(2} Die Tiefe der einzelnen Griber betrigt von der Erdoberfliche
(ohne Hiigel) bis zur Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m,
bis zurOberkante der Urne mindestens (,50 m.

(3} Die Griber haben folgende MaBe:

a) Reihengriber fiir Kinder bis zu 5 Jahren:
Linge: 1,20 m
Breite: 0,60 m
b) Reihengridber fiir Personen iiber 5 Jahre, Urnengrabstatten und
Ehrengrabst&dtten:
Linge: 2,10 m
Breite: 0,90 m
c) Wahlgrédber je Grabstelle:

Linge: 2,50 m
Breite: 1,20 m

{4) Die Gridber fiir Erdbestattungen miissen voneinander durch
mindestens 0,30 m starke Erdwdnde getrennt sein.

{(5) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubeh®r vorher auf seine

Kosten entfernen zu lassen. Sofern beim Ausheben der Gr&ber,

Grabmale, Fundamente oder Grabzubehdr durch die Friedhofsver-
waltung entfernt werden miissen, sind die dadurch entstehenden
Kosten durch den Nutzungsberechtigten der Friedhofsverwaltung
zZ2u erstatten.

§ 10
Ruhezeit

Die Ruhezeit flir Leichen und Aschen betrdgt 40 Jahre.

§ 11
Umbettungen

(1) pDie Ruhe der Toten darf grundsdtzlich nicht gestdrt werden.
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(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bediirfen, unbeschadet

der sonstigen gesetzlichen Vorschriften, der vorherigen Zu-
stimmung der Friedhofsverwaltung. Die Zustimmung kann nur bei
Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden; bei Umbettungen
innerhalb der Ortsgemeinde in den ersten 10 Jahren der Ruhezeit
nur bei Vorliegen eines dringenden Sffentlichen Interesses. Um-—
bettungen aus einer Reihengrabst&tte/Urnenreihengrabstatte in
eine andere Reihengrabstitte/Urnenreihengrabstétte sind inner-
halb der Ortsgemeinde nicht zuldssig. § 3 Abs. 2 bleibt unge-
rithrt.

(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen~ oder
Aschenreste k&nnen mit vorheriger Zustimmung der Friedhofsver-—
waltung in belegte Grabstdtten umgebettet werden.

(4) Umbettungen erfolgen nur auf Antrag; antragsberechtigt sind
bei Umbettungen aus Reihengrabstatten/Urnenreihengrabstétten
die Verantwortlichen nach § 9 Abs. 1 BestG, bei Umbettungen aus
Wahlgrabstidtten/Urnenwahlgrabstdtten der jeweilige Nutzungsbe-
rechtigte. Die Ortsgemeinde ist beil dringendem &ffentlichen
Interesse berechtigt, Umbettungen vorzunehmen.

(5) Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung durchgefiihrt.
Sie bedient sich dabei eines gewerblichen Unternehmers und be-
stimmt den Zeitpunkt der Umbettung.

(6) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schiden, die
an benachbarten Grabstitten und Anlagen durch eine Umbettung
entstehen, hat der Antragsteller zu tragen.

(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch
eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt.

(8) Leichen und Aschen diirfen zu anderen als zu Umbettungs-

zwecken nur auf behdrdliche oder richterliche Anordnung hin
ausgegraben werden.

4. Grabstdtten

§ 12
Allgemeines, Arten der Grabstédtten

(1) Die Grabstdtten werden unterschieden in

a) Reihengrabstd@tten,
b) wWahlgrabstdtten,
c) Urnengrabstédtten,
d) Ehrengrabstitten.



(2) Die Grabstdtten bleiben Eigentum des Friedhofseigentiimers.
An ihnen k3nnen Rechte nur nach dieser Satzung erworben werden.
Es besteht kein Anspruch auf Verleihung des Nutzungsrechts an
einer der Lage nach bestimmten Grabst&tte oder auf Unveridnder-
lichkeit der Umgebung.

§ 13
Reihengrabstdtten

(1) Reihengrabstitten sind Grabstitten (Einzelgrdber) f£lr Erd-
bestattungen, die der Reihe nach belegt und im Todesfall fir
die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden schriftlich zuge-
teilt werden.

(2) Es werden eingerichtet:
a) Einzelgrabfelder fiir Verstorbene bis zum vollendeten 5. Le-

bensjahr,
b) Einzelgrabfelder fiir Verstorbene ab vollendetem 5. Lebens-
jahr.
(3) In jeder Reihengrabst&tte darf - auBer in den F&dllen des
§ 7 Abs. 5 - nur eine Leiche bestattet werden.
OV SRVITU

(4) Das Abriumen von Einzelgrabfeldern oder Teilen von ihnen
nach Ablauf der Ruhezeiten wird 6 Monate vorher Sffentlich be-
kanntgemacht.

§ 14
Wahlgrabst&tten

(1) Wahlgrabstdtten sind Grabst&tten fiir Erdbestattungen, an
denen auf Antrag nach Zahlung der festgesetzten Geblihren ein
Nutzungsrecht fiir die Dauer von 50 Jahren (Nutzungszelit) ver-
liehen und deren Lage durch die Friedhofsverwaltung - m&glichst
im Benehmen mit dem Nutzungsberechtigten -~ bestimmt wird.

(2) Es wird eine Urkunde, die Beginn und Ende des Nutzungs-
rechts enth#ilt, ausgestellt. Aus dem Nutzungsrecht ergibt
sich die Pflicht zur Anlage und Pflege des Grabes.

(3) Wahlgrabstitten werden als ein- oder mehrstellige Grab-
stdtten vergeben.

(4) Wihrend der Nutzungszeit darf eine weitere Bestattung nur
stattfinden, wenn die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht Uber-
schreitet oder das Nutzungsrecht fiir die Zeit bis zum Ablauf
der Ruhezeit verlédngert worden ist.

(5) Das Nutzungsrecht kann nur einmal fiir die gesamte Wahl-
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grabstitte wieder verliehen werden. Die Wiederverleihung
erfolgt auf Antrag nach den in diesem Zeitpunkt geltenden
Bestimmungen {iber den Inhalt des Nutzungsrechts und die zu
zahlenden Gebiihren.

(6) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll der
Nutzungsberechtigte fiir den Fall seines Ablebens aus dem
in Satz 2 genannten Personenkreis einen Nachfolger im
Nutzungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch
einen Vertrag libertragen. Wird bis zu seinem Ableben keine
derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in
nachstehender Reihenfolge liber:

a) auf den iiberlebenden Ehegatten,

b) auf die Kinder,

¢) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer
Viter bzw. Miitter,

d) auf die Eltern,

e) auf die Geschwister,

f) auf sonstige Erben.

Innerhalb der einzelnen Gruppen wird unter AusschluB der
iibrigen Angehdrigen der Gruppe die nach Jahren dlteste
Person nutzungsberechtigt.

(7) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht
auf eine Person aus dem Kreis der in Abs. 6 Satz 2 genannten
Personen itbertragen. Der Rechtsnachfolger hat bei der Fried-
hofsverwaltung das Nutzungsrecht unverziiglich nach Erwerb
auf sich umschreiben zu lassen.

{8) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen dieser
Satzung und der dazu ergangenen Redelungen das Recht, in
der Wahlgrabst#dtte bestattet zu werden, bei Eintritt eines
Bestattungsfalles {iber andere Bestattungeéen und iiber die Art
der Gestaltung und der Pflege der Grabstdtte zu entscheiden.

(9) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstdtten kann jeder-
zeit an teilbelegten Grabst#tten erst nach Ablauf der letzten
Ruhezeit zuriickgegeben werden. Eine Riickgabe ist nur flir die
gesamte Grabstdtte mdglich.

§ 15
Urnengrabstédtten

(1} Aschen diirfen beigesetzt werden

a) in Urnengrabstdtten,

b) in Reihengrabstdtten bis zu 3 Aschen,

c) in Wahlgrabstitten bis zu 3 Aschen in einstelligen und
bis zu 6 Aschen in mehrstelligen.

(2) Urnengrabstdtten sind Aschenstitten, die der Reihe nach
belegt und erst im Todesfall fiir die Dauer der Ruhezeit zur
Beisetzung abgegeben werden.
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(3) Das Nutzungsrecht an Urnengrabstdtten wird auf die Dauer
von 40 Jahren (Nutzungszeit) verliehen.

(4) Die Beisetzung ist bei der Friedhofsverwaltung rechtzeitig
anzumelden. Der Anmeldung ist eine Ausfertiqung der standes-
amtlichen Sterbeurkunde und die Bescheinigung des Tridgers der
Feuerbestattungsanlage {iber die Eindscherung beizufligen.

(5) Soweit sich aus der Satzung nicht etwas anderes ergibt,
gelten die Vorschriften flir Reihen- und Wahlgrabstitten ent-
sprechend auch fiir Urnengrabst&dtten.

‘X(G) Die Beisetzung von Urnen in bereits belegten Reihen- oder

Wahlgrabst&@tten kann gestattet werden. Das Nutzungsrecht wird
jedoch dadurch fiir diese Grabstelle nicht verlingert.

§ 16
Ehrengrabstédtten

Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrab-
stidtten obliegt ausschliefilich dem Friedhofstriger.

5. Gestaltung der Grabstétten

§ 17
Wahlmdglichkeit

Auf dem Friedhof werden Grabfelder mit allgemeinen Gestaltungs-
vorschriften eingerichtet.

§ 18
Allgemeine Gestaltungsvorschriften

Jede Grabstdtte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzu-
passen, daB die Wiirde des Friedhofes in seinen einzelnen Teilen
und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird.

6. Grabmale

§ 19
Gestaltung der Grabmale

Die Grabmale auf Grabfeldern. unterliegen in ihrer Gestaltung
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und Bearbeitung keinen besonderen Anforderungen. Die {ibrigen
Regelungen gelten jedoch uneingeschrankt.

§ 20

Zustimmungserfordernis zum Errichten und Andern
von Grabmalen

(1) Die Errichtung von Grabmdlern, Einfriedungen, Grabein-
fassungen und dergleichen Anlagen oder deren Anderungen ist
nur mit Genehmigung der Friedhofsverwaltung gestattet.

(2) Vor Erteilung der Genehmigung darf mit den Arbeiten nicht
begonnen werden. Die ohne Genehmigung der Friedhofsverwaltung
aufgestellten Grabmiler miissen auf Verlangen der Friedhofs-
verwaltung von den Antragstellern entfernt werden. Wird dieser
Aufforderung nicht Folge geleistet, so werden die beanstandeten
Anlagen auf Kosten der Antragsteller von der Friedhofsverwal-
tung entfernt. Anstelle der Aufsteller kdnnen auch die Auf-
traggber entsprechend verpflichtet und zur Kostenerstattung
herangezogen werden.

§ 21
Standsicherheit der Grabmale

Die Grabmale sind ihrer GrdBe entsprechend nach den allgemein
anerkannten Regeln des Handwerks zu fundamentieren und so zu
befestigen, daB sie dauernd standsicher sind und auch beim
Bffnen benachbarter Griber nicht umstiirzen oder sich senken
kdnnen. Satz 1 gilt £lir die sonstigen baulichen Anlagen ent-
sprechend.

§ 22
Verkehrssicherungspflicht filir Grabmale

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind
dauernd in verkehrssicherem Zustand zu halten. Sie sind zu
tiberpriifen oder {iberpriifen zu ‘lassen, und zwar in der Regel
jghrlich zweimal - im Frithjahr nach der Frostperiode und im
Herbst. Verantwortlich dafiir ist bei Reihen- und Urnengrab-
stitten, wer den Antrag auf Zuteilung der Grabst&tte (§ 13)
gestellt hat, bei Wahl- und Urnengrabstétten der Nutzungs-
berechtigte.

(2) Scheint die Standsicherheit eines Grabmals, einer sonstigen
baulichen Anlage oder Teilen davon gef&hrdet, ist der fiir die
Unterhaltung Verantwortliche {Abs. 1) verpflichtet, unverzig-
lich die erforderlichen MaBnahmen zu treffen.
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(3) Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf
Kosten des Verantwortlichen SicherungsmaBnahmen (z.B. Um-
legen von Grabmalen) treffen; wird der ordnungswidrige Zu-
stand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwal-
tung nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen
Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung dazu auf Kosten
des Verantwortlichen berechtigt. Sie kann das Grabmal oder
Teile davon entfernen.

Die Ortsgemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstdnde drei
Monate aufzubewahren. § 23 Abs. 2 Satz 4 gilt entsprechend.
Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder iiber das Ein-
wohnermeldeamt nicht zu ermitteln, geniligt als Aufforderung
ein Hinweisschild auf der Grabstitte, das flir die Dauer von
einem Monat aufgestellt wird.

§ 23

Entfernen von Grabmalen

(1)} Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit diirfen
Grabmale nur mit vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwal-
tung entfernt werden.

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihen- und Urnenreihen-
grabstdtten oder nach deren Entziehung von Grabst&tten und
Nutzungsrechten sind die Grabmale innerhalb einer Frist

von drei Monaten zu entfernen. Auf den Ablauf der Ruhezeit
bzw. der Nutzungszeit wird durch &ffentliche Bekanntmachung
hingewiesen. Kommt der Verpflichtete dieser Verpflichtung
nicht nach, so ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die
Grabstdtte abriumen zu lassen. L&Bt der Verpflichtete das
Grabmal nicht binnen drei Monaten abholen, geht es entsché-
digungslos in das Eigentum der Ortsgemeinde iiber. Sofern
Grabstdtten von der Friedhofsverwaltung abgerdumt werden,
hat der jeweilige Verpflichtete die Kosten zu tragen.

7. Herrichten und Pflegen der Grabstdtten

§ 24
Herrichten und Instandhalten der Grabstidtten

(1) Alle Grabstdtten miissen im Rahmen der Vorschriften des
§ 18 hergerichtet und dauernd instand gehalten werden. Dies
gilt entsprechend fiir den Grabschmuck. Verwelkte Blumen und
Krdnze sind unverziliglich von den Grabstd@tten zu entfernen.

(2) Flir die Herrichtung und die Instandhaltung ist bei Reihen=
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grabstdtten der Inhaber der Grabzuweisung (Verantwortlicher
gem3#B § 9 BestG), bei Wahl- und Urnengrabstdtten der Nutzungs-
berechtigte verantwortlich.

{(3) Die fiir die Grabstitte Verantwortlichen k&nnen die Grab-
stdtten selbst anlegen und pflegen oder damit einen Friedhofs-
gdrtner beauftragen.

(4) Die Grabstdtten sind innerhalb sechs Monate nach der Be-
stattung herzurichten.

(5) Die Herrichtung, Unterhaltung und Ver&nderung der gdrt-
nerischen Anlagen auBerhalb der Grabstdtten obliegen ausschlleB-
lich der Friedhofsverwaltung.

§ 25
Vernachléssigte Grabstidtten

(1) Wird eine Grabstitte nicht ordnungsgemdB hergerichtet oder
bepflanzt, hat der Verantwortliche auf schriftliche Aufforderung
der Friedhofsverwaltung die Grabstdtte innerhalb einer jeweils
festzusetzenden angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt
er dieser Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung
die Grabstdtte nach ihrem Ermessen auf seine Kosten herrichten

lassen.

(2) Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ochne wei-
teres zu ermitteln, geniigt fiir die Durchfiihrung der MaB8nahme
nach Abs. 1 ein Hinweis auf der Grabstitte.

8. Leichenhalle

§ 26
Benutzen der Leichenhalle

(1) Die Leichenhalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Be-
stattung. Sie darf nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung
betreten werden. Die Friedhofsverwaltung kann hierfiir bestimmte
Zeiten festlegen, wobei in besonderen Fdllen (z.B. Unfalltod)
Ausnahmen méglich sind.

(2) Die Sirge sind spitestens eine halbe Stunde vor Beginn der
Trauerfeier oder der Beisetzung endgililtig zu schlieBen.

(3) Die Sdrge der an einer nach seuchenrechtlichen Bestimmungen
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meldepflichtigen Krankheit Verstorbenen, sollen in einem
besonderen Raum der Leichenhalle aufgestellt werden. Der
Zutritt zu diesen Riumen und die Besichtigung der Leichen
bedlirfen zus&tzlich der vorherigen Zustimmung des Amts-
arztes.

9. SchluBvorschriften

§ 27
Alte Rechte

(1) Bei Grabstidtten, die bei Inkrafttreten dieser Satzung be-
reits zugeteilt oder erworben sind, richten sich Ruhezeit und
Gestaltung nach den bisherigen Vorschriften.

(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen
Nutzungsrechte von unbegrenzter oder unbestimmter Dauer

oder von mehr als 50 Jahren werden auf die Nutzungszeit nach
§ 14 Abs. 1 oder § 15 Abs. 3 dieser Satzung seit Verleihung
begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres nach
Inkrafttreten dieser Satzung.

§ 28
Haftung

Die Ortsgemeinde haftet nicht fiir Schdden, die durch satzung-
widrige Benutzung des Friedhofes sowie seiner Anlagen und
Einrichtungen durch dritte Personen oder durch Tiere ent-
stehen.

§ 29
Ordnungswidrigkeiten

{1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsitzlich oder fahrlissig
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a) den Friedhof entgegen den Bestimmungen des § 4 betritt,

b) sich auf dem Friedhof nicht der Wirde des Ortes ent-
sprechend verhdlt oder die Anordnungen des Friedhofs-
personals nicht befolgt (§ 5 Abs. 1),

c) gegen die Bestimmungen des § 5 Satz 1 verstdBt,

d) eine gewerbliche T&tigkeit auf dem Friedhof ohne Zu-
lassung ausiibt (§ 6 Abs. 1),

e) Umbettungen ohne vorherige Zustimmung vornimmt (§ 11},

f) als Verfiliqungsberechtigter, Nutzungsberechtigter oder
Gewerbetreibender Grabmale oder sonstige Grabausstattungen
ohne Zustimmung errichtet oder verdndert (§ 20 Abs. 1
und 3),

g) Grabmale ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt
(¢ 23 Abs. 1),

h) Grabmale und Grabausstattungen nicht in verkehrssicherem
Zustand h&8lt (§ 21, 22 und 24),

i) Grabstidtten vernachldssigt (§ 25),

j) die Leichenhalle entgegen § 26 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2
betritt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBe bis zu
2.000,00 DM geahndet werden. Das Gesetz iiber Ordnungswidrig-
keiten (OWiG) vom 02.01.1975 (BGBl. I S. 80) in der jeweils
geltenden Fassung findet Anwendung. :

§ 30
Gebilhrenschuldner

(1) Gebiihrenpflichtig ist,

a) wer nach blirgerlichem Recht die Kosten der Bestattung zu
tragen hat,

b) wer Antragsteller ist oder wer sich der Gemeinde gegeniiber
zur Ubernahme der Kosten verpflichtet hat,

¢) wer eine Leistung von der Friedhofsverwaltung in Anspruch
nimmt.

Mehrere Gebiihrenschuldner haften als Gesamtschuldner.
(2) Alle Gebiihren sind auf Anforderung innerhalb..eines Monats

von dem Gebfihrenschuldner an die Verbandsgemeindekasse Selters zu
zahlen. Die Zahlungsaufforderung gilt als Bescheid.

§ 31
Gebiihren
A. Gebiihren fiir Grabstellen
Doppelgrab fiir ortsansdssige Blirger pM 400,00
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Doppelgrab flir nicht Ortsansissige pM 400,00
Reihen-Einzelgrab fiir ortsansissige Biirger DM 230,00
Reihen-Einzelgrab fiir nicht Ortsansissige DM 230,00
Urnengrabgtdtten

Bestattung in bereits vorhande Srabstftte - DM 100,00
Réihen—Einzelgrab bM 230,00

Flir Kinder bis zur Vollendung deés 5. Lebensjahres werden keine
Gebilihren erhoben.

§ 32
Fdlligkeit

(1) Die Gebilihren werden bei Inanspruchnahme der Leistungen nach
der Friedhofssatzung fdllig, und zwar mit der Beantragung der
Leistung.

(2) Die Gebiihren sind nach Anforderung an die Verbandsgemeinde-
kasse Selters zu zahlen.

§ 33
Anwendung des Kommunalabgabengesetzes

Flir die Erhebung der Gebillhren gelten im {ibrigen die in § 3 des
KAG bezeichneten Vorschriften der Abgabenordnung sowie die in

§ 4 des KAG bezeichneten Vorschriften {iber Zustellung der Rechts-
behelfe und der Beitreibung.

§ 34
Stundung und ErlaB von Gebiihren

Auf Antrag und mit Zustimmung der Gemeinde k®nnen die in § 31
bezeichneten Gebiihren gestundet, ganz oder teilweise erlassen
oder niedergeschlagen werden.

§ 35
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Ver&ffentlichung in
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Kraft. Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung vom _24.08.1973

aulBer Kraft.

5419 Sessenhausen, den’ 30 M&I‘ﬁﬁﬂ

Ortsgemeinde Sessenhausen Ortsgemeinde Kriimmel




